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Juhalt: Staatsvertrag zwiſchen dem Königreiche Preußen und dem Fürſtentume Schwarzburg⸗Rudolſtadt 
2 wegen anderweitiger Regelung der Übertragung von Auseinanderſetzungsgeſchäften auf die Königlich 
Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden, S. 41. — Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation 
des zwiſchen Preußen und Schwarzburg⸗Rudolſtadt am 10./6, April 1912 vereinbarten Staats- 
vertrags wegen anderweitiger Regelung der Übertragung von Auseinanderſetzungsgeſchäften auf die 
Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden, S. 45. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen 
und Mecklenburg⸗Strelitz wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Fürſtenwerder nach Strasburg, 
S. 46. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 
amtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 51. 


(Nr. 11268.) Staatsvertrag zwiſchen dem Königreiche Preußen und dem Fürſtentume Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt wegen anderweitiger Regelung der Übertragung von Aus— 
einanderſetzungsgeſchäften auf die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs— 
behörden. Vom 10./6. April 1912, 


N für wünſchenswert erachtet worden iſt, diejenigen Aufgaben, welche 
durch den zwiſchen Preußen und Schwarzburg-Rudolſtadt über die Bearbeitung 
von Auseinanderſetzungsgeſchäften im Fürſtentume Schwarzburg-Rudolſtadt am 
10. Dezember 1855 unterzeichneten Vertrag den preußiſchen Behörden übertragen 
worden ſind, zu erweitern und hinſichtlich des Koſtenweſens einige Anderungen 
vorzunehmen, haben die zur Vereinbarung der dieſerhalb erforderlichen Beſtim⸗ 
mungen beſtellten Kommiſſare nämlich 
für das Königreich Preußen: 
der Geheime Oberregierungsrat Julius Peltzer, 
der Geheime Legationsrat Dr. Paul Eckardt und 
der Regierungsrat Dr. Hans Meydenbauer, 
für das Fürſtentum Schwarzburg-Rudolſtadt: 
der Regierungsrat Albert Bock, 
folgenden Vertrag abgefchloffen. 
Artikel 1. 
1. Die Leitung: ö 
a) der Grundſtückszuſammenlegungen, der Gemeinheitsteilungen und der 
Aufhebung von Dienſtbarkeiten, 
b) der Ablöſung von Reallaſten, 
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Ausgegeben zu Berlin den 16. April 1913. 


2. die Bildung und Einrichtung von Waldgenoſſenſchaften: 
ah) aus den zu einer Zuſammenlegung herangezogenen Grundſtücken während 
der Dauer eines Zuſammenlegungsverfahrens, 

p) außerhalb eines Zuſammenlegungsverfahrens, ſofern dies im einzelnen 

Falle nicht durch inländiſche Behörden geſchehen kann, 
ſowie die Entſcheidung der dabei vorkommenden Streitigkeiten ſoll in dem Fürſten⸗ 
tume Schwarzburg⸗Rudolſtadt durch die für die umliegenden preußiſchen Landes⸗ 
teile dazu berufenen Königlich Preußiſchen Behörden, zur Zeit die Königliche 
Generalkommiſſion in Merſeburg und das Oberlandeskulturgericht in Berlin, 
ſowie in den dazu geeigneten Fällen durch das Reichsgericht in Leipzig erfolgen. 

Grundſtückszuſammenlegungen, die lediglich die Schaffung von Baugelände 
bezwecken, können im einzelnen Falle durch Behörden des Fürſtentums vorge⸗ 
nommen werden. 

Artikel 2. 

Die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden ſollen in den im 
Artikel 1 bezeichneten Geſchäften dieſelben Befugniſſe haben, welche ihnen in ähn⸗ 
lichen preußiſchen Angelegenheiten eingeräumt find. 

In Anſehung der Aufſicht und der Diſziplin gelten für die im Artikel 1 
bezeichneten Königlich Preußiſchen Behörden und deren Beamte ausſchließlich die 
preußiſchen Geſetze und Verordnungen. 


Artikel 3. 

Die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden haben dem Fürſtlichen 
Miniſterium auf Verlangen über die Lage der einzelnen Angelegenheiten jederzeit 
Auskunft zu geben. 

Soweit durch die Erledigung der im Artikel 1 bezeichneten Geſchäfte landes⸗ 
polizeiliche Intereſſen oder öffentliche Intereſſen der Gemeinden betroffen werden, 
haben ſich die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden mit den zuſtändigen 
Fürſtlich Schwarzburgiſchen Verwaltungsbehörden, erforderlichenfalls mit dem 
Fürſtlichen Miniſterium, unmittelbar ins Einvernehmen zu ſetzen. 

Weiſungen, die das Fürftliche Miniſterium zur Wahrung der vorbezeichneten 
Intereſſen für erforderlich erachtet, werden durch Vermittelung des Königlich 
Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erteilt. 


Artikel 4. 

Dem Verfahren und den Entſcheidungen ſollen die im Fürſtentume 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt geltenden Geſetze und Verordnungen zugrunde gelegt 
werden. Etwa beabſichtigte Anderungen und Ergänzungen der nach Artikel 1 in 
Betracht kommenden Geſetzgebung ſind vor der Vorlage des Geſetzentwurfs an 
den Landtag des Fürſtentums Schwarzburg⸗Rudolſtadt mit der Generalkommiſſion 
in Merſeburg in ihren Grundzügen zu vereinbaren. Die richterlichen Entſcheidungen 
der Königlich Preußiſchen Behörden ergehen unter der Formel: 


In Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige von 
Preußen und Seiner Durchlaucht dem Fürſten von Schwarzburg- 
Rudolſtadt abgeſchloſſenen Staatsvertrags vom 10./6. April 1912. 


Artikel 5. 

Der Preußiſche Staat erhält für die ihm aus der Erfüllung dieſes Vertrags 
durch die Zuſammenlegung von Grundſtücken entſtehenden Koſten eine einmalige 
Pauſchvergütung von 60 (ſechzig) Mark für jedes Hektar der in Bearbeitung ge— 
nommenen Fläche. Soweit eine Zuſammenlegung lediglich zur Schaffung von 
Baugelände erfolgt und nicht etwa die Zuſammenlegung durch Behörden des 
Fürſtentums vorgenommen wird (Artikel 1 Abſ. 2), iſt ein erhöhter Pauſchſatz 
mit dem Fürſtlichen Miniſterium zu vereinbaren. Bei der ohne gleichzeitige u- 
ſammenlegung der belaſteten Grundſtücke erfolgenden Ablöſung von Dienſtbarkeiten 
werden durch die Auseinanderſetzungsbehörde Pauſchſätze nach Maßgabe der für 
Nebengeſchäfte der Auseinanderſetzungsbehörden im Königreiche Preußen geltenden 
Koſtenvorſchriften bemeſſen und von den Beteiligten bei Beendigung des Verfahrens 
eingezogen. Das Gleiche gilt für die Ablöſung von Reallaſten ſowie für die 
Bildung und Einrichtung von Waldgenoſſenſchaften außerhalb eines Zuſammen⸗ 
legungsverfahrens; für die Bildung von Waldgenoſſenſchaften und die Neuein⸗ 
richtung beſtehender Waldgenoſſenſchaften aus den zu einer Zuſammenlegung 
herangezogenen Grundſtücken während der Dauer eines Zuſammenlegungsverfahrens 
werden beſondere Koſten nicht erhoben. 

Die nach Wf. 1 für die Zuſammenlegung von Grundſtücken zu zahlende 
Pauſchvergütung iſt, vorbehaltlich endgültiger Regelung nach Schluß des Ver— 
fahrens, vorſchußweiſe in gleichen nach der vorausſichtlichen Dauer des Ver— 
fahrens bemeſſenen Jahresbeträgen abzuführen. Die vorausſichtliche Dauer des 
Verfahrens wird bei deſſen Beginne von der nach Artikel 1 mit ſeiner Leitung 
betrauten Königlich Preußiſchen Generalkommiſſion angegeben. 

Vor Beginn des förmlichen Verfahrens hat die Generalkommiſſion mit 
dem Fürſtlichen Miniſterium zu vereinbaren, welchen Teil dieſer Pauſchvergütung 
die Beteiligten zu tragen haben. Dieſer Anteil wird von ihnen durch die Aus— 
einanderſetzungsbehörde eingezogen; der hierdurch nicht gedeckte Teil der Pauſch— 
vergütung wird von der Fürſtlichen Staatskaſſe an den Preußiſchen Staat ab- 
geführt. Die vor Beginn des förmlichen Verfahrens etwa entſtehenden Koſten 
trägt das Fürſtliche Miniſterium. 


Artikel 6. 

Durch den Pauſchſatz von 60 Mark (Artikel 5) gelten diejenigen Koſten als 
erſetzt, welche nach der preußiſchen Geſetzgebung über das Koſtenweſen in Aus: 
einanderſetzungsſachen zu den allgemeinen Regulierungskoſten gehören, insbeſondere 
ſämtliche Auslagen der preußiſchen Behörden, darunter auch die Ausgaben für 
Zeugen und Sachverſtändige mit Einſchluß der Abſchätzer (Boniteure). 
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Andere bei der Durchführung des Verfahrens den preußiſchen Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden entſtehende Koſten ſind von den Beteiligten der preußiſchen 
Staatskaſſe zu erſtatten. 

Artikel 7. 

Soweit nicht im vorſtehenden ein anderes beſtimmt iſt, finden wegen der 
Koſten und der Entſchädigung der Sachverſtändigen und Zeugen die im König⸗ 
reiche Preußen jeweils geltenden Vorſchriften Anwendung. 

Die nach Artikel 1 zuſtändige Königlich Preußiſche Generalkommiſſion iſt 
befugt, die im Abſ. 1 bezeichneten, den Beteiligten zur Laſt fallenden beſonderen 
Koſten niederzuſchlagen, falls ſie nicht beizutreiben ſind. 

Die niedergeſchlagenen Koften find, ſoweit fie von Staatsangehörigen des 
Fürſtentums geſchuldet werden und in baren Auslagen beſtehen, von der Fürſt⸗ 
lichen Staatskaſſe der betreffenden preußiſchen Kaffe zu erſtatten. 


Artikel 8. 

Die Beſtimmungen der Artikel 5 bis 7 finden auf die am 1. Januar 1912 
bereits anhängigen Auseinanderſetzungsſachen keine Anwendung. Für dieſe ſind 
vielmehr die im Königreiche Preußen wegen der Koſten in Auseinanderſetzungs⸗ 
ſachen geltenden Vorſchriften auch fernerhin maßgebend. 


Artikel 9. 


Dieſer Vertrag ſoll ratiftziert werden; die Ratifikationsurkunden ſollen in 
Berlin ausgewechſelt werden. 

Artikel 10. | 

Diefer Vertrag tritt einen Monat nach der Auswechfelung der Ratifie 
kationsurkunden in Kraft. 

Mit dieſem Zeitpunkte tritt der Vertrag vom 10. Dezember 1855 außer Kraft. 

Die Kündigung des gegenwärtigen Vertrags iſt nicht vor dem Ablaufe 
von 15 Jahren zuläſſig. Von da ab kann jeder der vertragſchließenden Teile 
nach einjähriger Kündigung vom Vertrage zurücktreten. 

Sobald die Kündigung dieſes Vertrags erfolgt iſt, dürfen Anträge auf 
Grundſtückszuſammenlegungen von den Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden nicht mehr angenommen werden. Die bereits anhängig gewordenen 
Zuſammenlegungen der Grundſtücke und die damit verbundenen Hutablöſungen 
ſind nach den Beſtimmungen dieſes Vertrags durch die preußiſchen Behörden zu 
Ende zu führen. 

Artikel 11. 

Falls eine Anderung der Organiſation oder der Zuſtändigkeit der Königlich 
Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden oder im Koſtenweſen eintreten und ſich 
hierdurch eine Anderung von Beſtimmungen dieſes Staatsvertrags oder deſſen 
Ergänzung als nötig erweiſen ſollte, erfolgt dieſe durch Vereinbarung zwiſchen 
den beiderſeitigen Staatsminifterin. Jedoch kann auf dieſem Wege weder eine 


Erhöhung der im Artikel 5 beſtimmten Pauſchvergütungen noch eine Beſchränkung 
des Umfanges der Koſten, welche nach Artikel 6 als durch die Pauſchvergütung 
erſetzt zu gelten haben, ſtattfinden. Die Vereinbarung iſt in derſelben Weiſe 
bekannt zu machen, wie der Staatsvertrag. 
Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Kommiſſare dieſen Vertrag 
unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 
Berlin, den 10. April 1912. Rudolſtadt, den 6. April 1912. 


(L. S.) Julius Peltzer. (L. S.) Albert Bock. 
(L. S.) Paul Eckardt. 
(L. S.) Hans Meydenbauer. 


(Nr. 11269.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und Schwarz. 
burg-Rudolſtadt am 10./6. April 1912 vereinbarten Staatsvertrags wegen 
anderweitiger Regelung der Übertragung von Auseinanderſetzungsgeſchäften 
auf die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden. Vom 7. April 1913. 


Den vorſtehend abgedruckte, am 10./6. April 1912 zwiſchen Preußen und 
Schwarzburg-Rudolſtadt vereinbarte Staatsvertrag wegen anderweitiger Regelung 
der Übertragung von Auseinanderſetzungsgeſchäften auf die Königlich Preußiſchen 
Auseinanderſetzungsbehörden iſt ratifiziert worden. Die Ratifikationsurkunden ſind 
auf dem Poſtweg in der Weiſe ausgetauſcht worden, daß die ſchwarzburgiſche 
Urkunde am 31. März 1913 in Berlin eingegangen iſt und die preußiſche Urkunde 
am 2. April 1913 von Berlin abgeſandt worden iſt. 
Berlin, den 7. April 1913. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung: 
v. Jagow. 
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(Nr. 11270.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Mecklenburg ⸗Strelitz wegen Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Fürſtenwerder nach Strasburg (Uckermark). Vom 25. Sep— 
tember 1912. 


eine Majeftät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Mecklenburg ⸗Strelitz haben zum Zwecke einer Vereinbarung über 
die Herſtellung einer Eiſenbahn von Fürſtenwerder nach Strasburg (Uckermark) 
zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberbaurat Emil Hoffmann, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrat Paul Goetſch, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberfinanzrat Dr. Ernſt Schneider, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrat Johannes Hermann; 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg⸗Strelitz: 
Allerhöchſtihren Staatsrat Dr. Martin Selmer, 
Allerhöchſtihren Miniſterialrat, Kammerherrn Hippolyt von Bülow, 
die unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Staats 
vertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung hat die geſetzliche Ermächtigung zum 
Bau einer Eiſenbahn von Fürſtenwerder nach Strasburg (Uckermark) erhalten 
und beabſichtigt, dieſe Linie zum Teil durch das Gebiet des Großherzogtums 
Mecklenburg⸗Strelitz zu führen. 

Die Großherzoglich Mecklenburg ⸗Strelitzſche Regierung geftattet der König⸗ 
lich Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb ihres 
Staatsgebiets. 


Artikel II. 


Die Feſtſtellung der geſamten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrags bildende Eiſenbahn ſoll ebenfo wie die Prüfung der anzuwendenden 
Fahrzeuge lediglich der Königlich Preußiſchen Regierung zuſtehen, die indes bezüglich 
der Führung der Bahn und der Anlegung von Stationen in dem mecklenburgiſchen 
Staatsgebiet etwaige beſondere Wünſche der Großherzoglichen Regierung tunlichſt 
berückſichtigen wird. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung 
der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegübergängen, Über⸗ und 
Unterführungen, Brücken, Durchläſſen, Flußregelungen, Vorflutanlagen, Einfrie⸗ 
digungen und. Seitenwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung der 
Stationsanlagen jeder Regierung innerhalb ihres Gebiets vorbehalten. 

Sollte nach Fertigſtellung der Bahn infolge eintretenden Bedürfniſſes die 
Anlage neuer Waſſerdurchläſſe oder öffentlicher Wege, Kunſtſtraßen, Eiſenbahnen 


und dergleichen, welche die geplante Eiſenbahn kreuzen, von der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung angeordnet oder genehmigt werden, ſo wird 
zwar preußiſcherſeits gegen die Ausführung derartiger Anlagen kein Einſpruch er⸗ 
hoben werden; die Großherzogliche Regierung verpflichtet ſich aber, dafür einzu⸗ 
treten, daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, 
noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein Koſtenaufwand, mit Ausnahme 
der etwa erforderlichen Bewachungskoſten, erwächſt. 


Artikel III. 


Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,135 m zwifchen den Schienen betragen. 
Die Bahn wird vorläufig nur eingleiſig ausgeführt werden; fie ſoll nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. November 1904, 
gültig vom 1. Mai 1905 ab, und den dazu inzwiſchen ergangenen ſowie künftig 
ergehenden ergänzenden oder abändernden Beſtimmungen als Nebenbahn hergeſtellt 
und betrieben werden. 


Artikel IV. 

Der zum Bahnbau im Großherzogtume Mecklenburg ⸗Strelitz erforderliche 
Grund und Boden, zu deſſen unentgeltlicher Beſchaffung die Beteiligten ſich ſchon 
bereit erklärt haben, wird auf Grund beſonderer Vereinbarung mit dieſen be- 
reitgeſtellt. 

Die Großherzogliche Regierung geſtattet die Kreuzung von Chauſſeen und 
ſonſtigen öffentlichen Wegen innerhalb ihres Staatsgebiets unentgeltlich und 
ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Beſtehens und Betriebs 
der Bahn. 

Die vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Herſtellung, 
Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſoweit dieſe 
Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnverwaltung iſt. 

Sollte der zum Bahnbau erforderliche Grund und Boden nicht freihändig 
beſchafft werden können oder ſollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich dem— 
nächſt zu einer Erweiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung 
von Anſchlußgleiſen, Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen und 
insbeſondere auch zur Anlage des zweiten Gleiſes ſchreiten, ſo wird die Groß— 
herzoglich Mecklenburg-Strelitzſche Regierung zwecks Erwerbung des zur us: 
führung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens für ihr Gebiet das 
Enteignungsrecht erteilen, inſoweit es nicht bereits nach den geſetzlichen Beſtim— 
mungen von ſelbſt Anwendung findet, und für die Ermittelung und Feſtſtellung 
der Entſchädigungen keine ungünſtigeren Beſtimmungen anwenden laſſen als die, 
welche bei Enteignungen in ihrem Gebiete jeweilig gelten. Für die Verhand- 
lungen, die zur Übertragung des Eigentums oder zur Überlaſſung in die Be 
nutzung an den Preußiſchen Staat in den bezeichneten Fällen erforderlich ſind, 


namentlich auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern, ſind nur die Aus⸗ 
lagen der Gerichte zu erſtatten. Im übrigen tritt Freiheit von Stempel und 
Gerichtsgebühren ein. 5 
Artikel V. a 
Die Tarife und Fahrpläne werden — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des 
Reichs — durch die Königlich Preußiſche Regierung unter tunlichſter Berück⸗ 
ſichtigung der Wünſche der Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung 
feſtgeſtellt. In den Tarifen für die Bahn ſollen für die Strecke in dem medlen- 
burgiſchen Staatsgebiete keine höheren Einheitsſätze angewendet werden als für 
die Strecken auf preußiſchem Staatsgebiete. 


Artikel VI. 


Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in das Gebiet des Großherzogtums 
Mecklenburg⸗Strelitz fallenden Bahnſtrecke der Großherzoglichen Regierung vor⸗ 
behalten. Auch ſollen die an der Bahnſtrecke im mecklenburgiſchen Staatsgebiete 
zu errichtenden Hoheitszeichen nur die der Großherzoglichen Regierung ſein. 

Der Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung bleibt vorbehalten, 
zur Handhabung des ihr über die im Großherzogtume belegene Bahnſtrecke zu⸗ 
ſtehenden Hoheitsrechts einen ſtändigen Kommiſſar zu beſtellen, der die Beziehungen 
zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen den Fällen zu vertreten 
hat, die nicht zum unmittelbaren gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der 
Behörden geeignet ſind. Für Akte der ſtaatlichen Oberaufſicht und die Ausübung 
ſtaatlicher Hoheitsrechte — ſoweit fie den Gegenſtand dieſes Vertrags berühren —, 
insbeſondere für die landespolizeiliche Prüfung und Abnahme von Eiſenbahn⸗ 
ſtrecken und ſonſtigen Eiſenbahnanlagen, wird Mecklenburg ⸗Strelitz Gebühren nicht 
erheben und Auslagen nicht berechnen. 

Die Bahnpolizei auf der im mecklenburgiſchen Gebiete belegenen Bahn⸗ 
ſtrecke wird durch die Königlich Preußiſchen Eiſenbahnbehörden und Beamten 
gehandhabt, dieſe find auf Vorſchlag der Königlich Preußiſchen Eiſenbahnver⸗ 
waltung von den zuſtändigen Großherzoglichen Behörden zu verpflichten. Die 
Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer Bahnſtrecke 
den Großherzoglichen Organen ob, die die Bahnpolizeibeamten auf ihr Anſuchen 
bereitwillig unterſtützen werden. 


Artikel VII. 

Preußiſche Staatsangehörige, die in dem Gebiete des Großherzogtums 
Mecklenburg⸗Strelitz ihren dienſtlichen Wohnſitz haben, erleiden dadurch keine 
Anderung ihrer Staatsangehörigkeit. ö . 

8 Die Beamten der Bahn ſind ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung 
rückſichtlich der Diſziplin lediglich ihren Dienftvorgefegten und den Aufſichts⸗ 
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organen der Königlich Preußiſchen Regierung, im übrigen aber den Geſetzen und 
Behörden des Staates, in dem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 

| Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und fonftigen Unter 
beamten dieſer Art innerhalb des Gebiets des Großherzogtums Mecklenburg⸗ 
Strelitz ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, 
falls geeignete Militäranwärter, unter denen die Staatsangehörigen des Groß 
herzogtums Mecklenburg ⸗Strelitz gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der 
bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel VII. 


Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß des Baues oder Betriebs der 
im mecklenburgiſchen Staatsgebiete belegenen Bahnſtrecke gegen die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung geltend gemacht werden, ſollen von den Großherzoglichen Gerichten 
und — foweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — auch nach den Landesgeſetzen 
des Großherzogtums Mecklenburg⸗Strelitz beurteilt werden. 


Artikel IX. 

Die Großherzoglich Mecklenburg-Strelitzſche Regierung verpflichtet ſich, von 
der den Gegenſtand dieſes Vertrags bildenden Eiſenbahn und dem zu ihr ge⸗ 
hörigen Grund und Boden keinerlei Staatsabgaben zu erheben, ſolange die 
Bahn ſich im Eigentum oder Betriebe der Königlich Preußiſchen Regierung befindet. 

Auf die Gemeindebeſteuerung der Bahnſtrecke, insbeſondere auf die Be⸗ 
rechnung des gemeindeſteuerpflichtigen Reineinkommens und deſſen Verteilung 
unter die beteiligten Gemeinden, finden vom 1. Januar des auf die Betriebs- 
eröffnung folgenden Jahres an die Beſtimmungen des preußiſchen Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 152) oder 
der künftighin etwa an deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetze in der gleichen 
Weiſe Anwendung, als wenn die Bahn auf Königlich Preußiſchem Gebiete läge. 

Bei der Beſteuerung durch die Gemeinden ſoll ausgeſchloſſen ſein, daß 
dieſe höhere Steuerſätze oder Steuerſätze nach einem höheren Maßſtab anwenden 
oder endlich andere Steuern auferlegen, als fie von den übrigen Gemeinde 
abgabepflichtigen gefordert werden. 

Die Zahlung erfolgt alljährlich bis zum 1. Juli für das vorausgegangene 
Kalenderjahr. 

Bei Feſtſtellung des Verhältniſſes, nach welchem die von der Bahn berührten 
außerpreußiſchen Gemeinden gemäß den Beſtimmungen des § 47 Abſ. 2 beziehungs⸗ 
weiſe Abf. 1 unter b des preußiſchen Kommunalſteuergeſetzes an dem gemeinde⸗ 
ſteuerpflichtigen Einkommen der für Rechnung des Preußiſchen Staates verwalteten 
Eiſenbahnen beteiligt werden, ſollen nur diejenigen Ausgaben an Gehältern und 
Löhnen zugrunde gelegt werden, die aus dem Betriebe der Bahn erwachſen. 


Eine Beſteuerung der Bahn durch andere forporative Verbände wird die 
Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung nur inſoweit und in keinem 
höheren Betrage zulaſſen, als eine ſolche Beſteuerung auch in Preußen zuläſſig 
iſt, und auch nur ſolange, als im Gebiete der Ritterſchaft in Mecklenburg⸗Strelitz 
eine Gemeindebeſteuerung im Sinne des preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes 
nicht beſteht. 

Sofern dieſer Vereinbarung zuwider Steuern erhoben werden ſollten, hat 
die genannte Regierung die hierfür geleiſteten Ausgaben der Königlich Preußiſchen 
Regierung zu erſtatten. 

Artikel X. 

Zur Einziehung von Stationen auf mecklenburgiſchem Gebiete ſowie zur 
Einſtellung des Betriebs auf der Bahn iſt die Zuſtimmung der Mecklenburg⸗ 
Strelitzſchen Regierung erforderlich. 


Artikel XI. 

Ein Recht auf den Erwerb der in das Gebiet des Großherzogtums 
Mecklenburg⸗Strelitz fallenden Bahnſtrecke wird die Großherzogliche Regierung, 
ſolange die Bahn im Eigentum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich be— 
findet, nicht beanſpruchen. 

Artikel XII. 

Für den Fall der Abtretung des preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrag erworbenen Rechte und Pllichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel XIII. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden. Die Ratifikationsurkunden ſollen in Berlin ausgewechſelt 
werden. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten den Vertrag unter⸗ 
zeichnet und beſiegelt. 

So geſchehen zu Berlin, den 25. September 1912. 


(L. S.) Hoffmann. (L. S.) Selmer. 
(L. S.) Goetzſch. (L. S.) v. Bülow. 
(L. S.) Dr. Schneider. 

(L. S.) Hermann. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden, die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. | 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefebfamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 


1. der Allerhöchſte Erlaß vom 29. Januar 1913, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Lügde für die Regulierung 
der Emmer in der Stadtfeldmark Lügde, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung in Minden Nr. 12, S. 71 ausgegeben am 22. März 1913; 

2. das am 3. Februar 1913 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ley⸗ 
bach⸗Genoſſenſchaft in Altkalkar im Kreiſe Kleve durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung in Düſſeldorf Nr. 12 S. 111, ausgegeben am 
22. März 1913; ä 

3. das am 3. Februar 1913 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Stöwen⸗ 
Sparrenfelder Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Stöwen im Kreiſe Randow 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Stettin Nr. 12 S. 110, 
ausgegeben am 22. März 1913; 

4. der Allerhöchſte Erlaß vom 4. März 1913, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadt Eſchweiler für die Bereitſtellung eines 
großen und eines kleinen Exerzierplatzes und für die Verbreiterung des zu 
dem kleinen Exerzierplatze führenden Weges, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung in Aachen Nr. 15 S. 105, ausgegeben am 29. März 1913. 
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